
 

 

Belehrung Verfassungstreue öffentlich-rechtliches Rechtsverhältnis 
 

Nach § 9 Satz 4 der Verordnung des Kultusministeriums zum Modellversuch dualer lehramtsbezogener Mas-
terstudiengänge mit anschließenden Vorbereitungsdiensten für die Lehrämter Sekundarstufe I, Gymnasium 
oder die Laufbahn des höheren Schuldienstes an beruflichen Schulen (Stufenausbildungsverordnung - Stu-
fenVO) vom 20. Juni 2024 (GBl. 2024 Nr. 50) gilt § 33 des Beamtenstatusgesetzes (BeamtStG) für das öf-
fentlich-rechtliche Rechtsverhältnis entsprechend. 
 
Nach § 33 Abs. 1 Satz 3 BeamtStG ist der Beamte verpflichtet, sich durch sein gesamtes Verhalten zu der 
freiheitlichen demokratischen Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes zu bekennen und für deren Erhal-
tung einzutreten. 
 

Freiheitliche demokratische Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes ist nach der Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichtes (vgl. Urteil vom 23. Oktober 1952 Az.: 1 BvB 1/51, Sammlung der Entscheidun-
gen des Bundesverfassungsgerichts Band 2 S. 1ff.; Urteil vom 17. August 1956 Az.: 1 BvB 2/51, Sammlung 
der Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts Band 5 S. 85 ff.) eine Ordnung, die unter Ausschluss 
jeglicher Gewalt- und Willkürherrschaft eine rechtsstaatliche Herrschaftsordnung auf der Grundlage der 
Selbstbestimmung des Volkes nach dem Willen der jeweiligen Mehrheit und der Freiheit und Gleichheit dar-
stellt. Die freiheitliche demokratische Grundordnung ist das Gegenteil des totalen Staates, der als ausschließ-
liche Herrschaftsmacht Menschenwürde, Freiheit und Gleichheit ablehnt. Zu den grundlegenden Prinzipien 
dieser Ordnung sind insbesondere zu rechnen: 
 

Die Achtung vor den im Grundgesetz konkretisierten Menschenrechten, vor allem vor dem Recht der Per-
sönlichkeit auf Leben und freie Entfaltung,  
die Volkssouveränität,  
die Gewaltenteilung,  
die Verantwortlichkeit der Regierung,  
die Gesetzmäßigkeit der Verwaltung,  
die Unabhängigkeit der Gerichte,  
das Mehrparteienprinzip,  
die Chancengleichheit für alle politischen Parteien,  
das Recht auf verfassungsmäßige Bildung und Ausübung einer Opposition. 
 

Die Teilnahme an Bestrebungen, die sich gegen die durch die vorgenannten Grundsätze gekennzeichnete 
freiheitliche demokratische Grundordnung richten, ist unvereinbar mit den Pflichten im öffentlichen Dienst. 
Dabei ist es ohne Bedeutung, ob diese Bestrebungen im Rahmen einer Organisation oder außerhalb einer 
solchen verfolgt werden. 
 

Bewerber für den öffentlichen Dienst, die an verfassungsfeindlichen Bestrebungen teilnehmen oder sie un-
terstützen, dürfen nicht eingestellt werden. 
 

Beamte, die sich einer solchen Pflichtverletzung schuldig machen, müssen damit rechnen, dass gegen sie 
ein Disziplinarverfahren mit dem Ziele der Entfernung aus dem Dienst eingeleitet wird. 

 

Erklärung 
 
Auf Grund dieser Belehrung erkläre ich hiermit ausdrücklich, dass ich die vorstehenden Grundsätze der 
freiheitlichen demokratischen Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes bejahe und dass ich bereit bin, 
mich jederzeit durch mein gesamtes Verhalten zu der freiheitlichen demokratischen Grundordnung im 
Sinne des Grundgesetzes zu bekennen und für deren Erhaltung einzutreten. 
 

Ich versichere ausdrücklich, dass ich Bestrebungen, die gegen die freiheitliche demokratische Grundord-
nung oder gegen eines ihrer oben genannten, grundlegenden Prinzipien gerichtet sind, nicht unterstütze 
und auch nicht Mitglied einer hiergegen gerichteten Organisation bin. 
 

Ich bin mir darüber im Klaren, dass ich bei einem Verstoß gegen diese Dienst- und Treuepflichten mit einer 
Entlassung aus dem öffentlich-rechtlichen Rechtsverhältnis rechnen muss. 

 

 

___________________________________ 

(Datum und Unterschrift) 


